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Anlage 4

E N T W U R F

(Stand: 10.2.2014)
Vorvereinbarung
Zwischen 

der „Bürgerstiftung für verfolgte Künste – Else-Lasker-Schüler-Zentrum – Kunstsammlung Gerhard Schneider“, vertreten durch den Vorstand,
(im Folgenden: „Stiftung“)

und 

dem Landschaftsverband Rheinland, vertreten durch die Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland, Frau Ulrike Lubek, 

der Beteiligungsgesellschaft Stadt Solingen mbH (Amtsgericht Wuppertal HRB 16515), vertreten durch deren Geschäftsführer, Herrn Kai Dahlmann und Herrn Ernst Schneider,
wird folgender Vorvereinbarung geschlossen:
Die Parteien beabsichtigen, gemeinsam ein „Zentrum für verfolgte Künste“ zu etablieren. Zum Betrieb des „Zentrums für verfolgte Künste“ wollen der Landschaftsverband Rheinland und die Beteiligungsgesellschaft Stadt Solingen mbH die „Zentrum für verfolgte Künste GmbH“ gründen. Im Hinblick auf das gemeinsame Ziel, das „Zentrum für verfolgte Künste“ zu etablieren und dessen Betrieb sicherzustellen, vereinbaren die Parteien bereits jetzt, im Falle der Gründung der Zentrum für verfolgte Künste gGmbH die als Anlage beiliegende Kooperationsvereinbarung unverzüglich abzuschließen.
Solingen, den ____________________

_________________________________________________________________________
Bürgerstiftung für verfolgte Künste – Else-Lasker-Schüler-Zentrum – Kunstsammlung Gerhard Schneider
_________________________________________________________________________
Landschaftsverband Rheinland
_________________________________________________________________________
Beteiligungsgesellschaft Stadt Solingen mbH
Kooperationsvereinbarung
Zwischen 

der Bürgerstiftung für verfolgte Künste – Else-Lasker-Schüler-Zentrum – Kunstsammlung Gerhard Schneider, vertreten durch den Vorstand,
(im Folgenden: „Stiftung“)

und 

der Zentrum für verfolgte Künste GmbH, vertreten durch die Geschäftsführer, [(], 

(im Folgenden: „Zentrums-GmbH“)

wird folgende Vereinbarung geschlossen. 
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Präambel
(1) Die „Bürgerstiftung für verfolgte Künste mit der Sammlung Gerhard Schneider, Solingen“ wurde durch Stiftungsgeschäft vom 5. Februar 2004 gegründet. Die „Stiftung Else-Lasker-Schüler-Zentrum für verbrannte und verbannte Dichter-/Künstler-innen, Wuppertal“ wurde durch Stiftungsgeschäft vom [(] gegründet. Im Wege der Zulegung wurde die „Stiftung Else-Lasker-Schüler-Zentrum für verbrannte und verbannte Dichter-/Künstler-innen, Wuppertal“ mit der „Bürgerstiftung für verfolgte Künste mit der Sammlung Gerhard Schneider, Solingen“ mit Wirkung vom [(] vereinigt, die seither den Namen „Bürgerstiftung für verfolgte Künste – Else-Lasker-Schüler-Zentrum – Kunstsammlung Gerhard Schneider“ führt.
(2) Die Sammlungsbestände der Stiftung, ergänzt mit Werken der Literatursammlung Jürgen Serke, Kunstwerken und literaturhistorischen Dokumenten sowie der Privatsammlung Dr. Gerhard Schneider stellen außerordentliche Zeugnisse verfolgter Künste dar, die geeignet sind, das Verhältnis von politischer Diktatur und künstlerischer Arbeit eingehend zu beleuchten und im Gedächtnis der Menschen zu bewahren. 

(3) Sowohl die „Stiftung Else-Lasker-Schüler-Zentrum für verbrannte und verbannte Dichter-/
Künstler-innen, Wuppertal“, die „Bürgerstiftung für verfemte Künste mit der Sammlung Gerhard Schneider, Solingen“ als auch Herr Dr. Gerhard Schneider in seiner Funktion als Stiftungsvorsitzender sowie Privatsammler verfolgter Künste haben in den vergangenen Jahren durch kontinuierliches Engagement die Thematik der verfolgten Künste aufgearbeitet und ihre Präsenz in der Öffentlichkeit durch zahlreiche Aktivitäten gefördert. Diese intensiven Bemühungen bilden die Grundlage aller weiteren möglichen Projektentwicklungen.

(4) Aus diesem Grunde haben sich die Stiftung, die Stadt Solingen sowie der Landschaftsverband Rheinland entschlossen, sich der weiteren Aufarbeitung der Thematik der verfolgten Künste gemeinsam im Kunstmuseum Solingen zu widmen. Zur Verwirklichung dieses Vorhabens ist die Einbringung des Fachwissens aller Beteiligten sowie finanzieller und personeller Ressourcen erforderlich. Daraus resultiert das gemeinsame Ziel, ein „Zentrum für verfolgte Künste“ zu etablieren und inhaltlich hochwertig zu betreiben. Das „Zentrum für verfolgte Künste“ wird in enger Zusammenarbeit aller Beteiligten, partnerschaftlichem Austausch sowie auf der Grundlage eines gegenseitigen Vertrauensverhältnisses realisiert.

(5) Zur Umsetzung dieses gemeinsamen Willens haben der Landschaftsverband Rheinland und die Beteiligungsgesellschaft Stadt Solingen mbH die Zentrums-GmbH gegründet, um den Betrieb des „Zentrums für verfolgte Künste“ im Kunstmuseum Solingen zu gewährleisten. Die Stiftung ihrerseits beabsichtigt, die in ihrem Eigentum befindlichen Bestände im Rahmen des „Zentrums für verfolgte Künste“ der Öffentlichkeit und Forschung noch besser und gezielter zugänglich zu machen.

(6) Zur Sicherung eines dauerhaften und nachhaltigen Betriebes des „Zentrums für verfolgte Künste“ werden zwischen Stiftung und Gesellschaft folgende Vereinbarungen getroffen:

§ 1 Etablierung des „Zentrums für verfolgte Künste“

(1) Die in dieser Vereinbarung vereinbarte Kooperation der Parteien ist getragen von dem gemeinsamen Ziel und der Absicht, dass in der Zentrums-GmbH das „Zentrum für verfolgte Künste“ (im Folgenden nur „Zentrum“ genannt) dauerhaft etabliert und betrieben wird. 
(2) Zweck des Zentrums ist es, das Thema der verfolgten Künste am Beispiel der Bestände der Stiftung einer breiten Öffentlichkeit bekannt zu machen und in den Gesamtzusammenhang der Zeitgeschichte sowie der wiederentdeckten Moderne zu stellen. Hierzu soll sich das Zentrum angemessener Präsentationsformen wie insbesondere Ausstellungen, Symposien und Publikationen bedienen.
(3) Das Zentrum soll seine dauerhafte Heimat im Kunstmuseum Solingen finden. 

§ 2 Beiträge der Parteien

(a) Zur Erfüllung des in § 1 niedergelegten Zwecks des Zentrums und zugleich als Maßnahme zur Erfüllung ihres Stiftungszwecks stellt die Stiftung der Zentrums-GmbH die ihr gemäß Stiftungsgeschäft vom 5. Februar 2004 zur Nutzung überlassenen Räumlichkeiten im Obergeschoss des Kunstmuseums Solingen, Wuppertaler Straße 160, Solingen-Gräfrath, sowie die in ihrem Eigentum befindlichen Bestände gemäß der als Anlage 2.1 dieser Vereinbarung beigefügten Bestandsliste zur Mit-Nutzung zur Verfügung. 
(b) Darüber hinaus erklärt sich die Stiftung grundsätzlich dazu bereit, zukünftig in ihrem Eigentum befindliche Objekte ihres Bestandes der Zentrums-GmbH zur weiteren Erfüllung des in § 1 niedergelegten Zwecks des Zentrums zur Verfügung zu stellen. 
(c) Daneben wird die Stiftung der Zentrums-GmbH zum Zwecke des Betriebs des Zentrums mindestens drei Viertel ihrer jährlichen Erträge – nach Abzug der Inflationsausgleichsrücklage und notwendiger Verwaltungskosten – zur Verfügung stellen.
(a) Der Zentrums-GmbH obliegt satzungsgemäß der Betrieb des Zentrums. Hierzu gehören insbesondere die Ausstellung, Präsentation und sonstige Zugänglichmachung der dem Zentrum überlassenen Bestände der Stiftung, deren Erschließung, Inventarisierung und Erforschung sowie die fachgerechte Magazinierung, Restaurierung und Sicherung. 
(b) Die Zentrums-GmbH wird von ihren Gesellschaftern zum Zwecke der Erfüllung ihrer Aufgaben nach Maßgabe ihres Gesellschaftsvertrages finanziert.
§ 3 Obliegenheiten beim Betrieb des Zentrums
(1) Die Zentrums-GmbH hat die ihr von der Stiftung zur Verfügung gestellten Bestände pfleglich zu behandeln und vor jeglicher Beeinträchtigung ihrer Substanz zu schützen.

(2) Die Zentrums-GmbH hat die ihr von der Stiftung zur Verfügung gestellten Bestände außerdem vor Beschlagnahme, Pfändung oder Besitzbeeinträchtigung von privater oder staatlicher Seite zu schützen und der Stiftung derartige Maßnahmen unverzüglich mitzuteilen.

(3) Die Zentrums-GmbH hat dafür Sorge zu tragen, dass Veränderungen wie beispielsweise Reparaturen, Instandsetzungen oder Aufarbeitungen an den von der Stiftung zur Verfügung gestellten Beständen nur mit vorheriger Zustimmung der Stiftung vorgenommen oder veranlasst werden. Dienen solche Maßnahmen der unaufschiebbaren Abwehr einer unmittelbaren Gefahr für das/die betreffende/n Objekt/e und kann daher eine vorherige Zustimmung der Stiftung nicht eingeholt werden, ist die Stiftung unverzüglich nach oder während der Durchführung der Maßnahme/n zu informieren und einzubeziehen. 

(4) Die Stiftung ist berechtigt, Objekte aus ihrem dem Zentrum zur Verfügung gestellten Bestand für eigene Aktivitäten im Rahmen der Erfüllung ihres Stiftungszwecks selbst zu nutzen, beispielsweise zu wissenschaftlichen Forschungszwecken. Hierbei wird die Stiftung sicherstellen, dass die Belange des Zentrums und seines Betriebs durch die Zentrums-GmbH gewahrt werden, namentlich die Ausstellungskonzeption, laufende oder konkret geplante (Wechsel-)Ausstellungen oder sonstige Projekte im Rahmen des Zentrums nicht tangiert werden. Die Stiftung wird sich für die hierzu notwendige Abstimmung rechtzeitig mit der Zentrums-GmbH ins Benehmen setzen.
(5) Der Zentrums-GmbH obliegt es, auf ihre Kosten die Bestände, die die Stiftung ihr bzw. dem Zentrum zur Mit-Nutzung zur Verfügung stellt, branchenüblich zu versichern und den Versicherungsschutz für die Dauer der Mit-Nutzung aufrecht zu erhalten.
(6) Aus dieser Vereinbarung steht die Zentrums-GmbH der Stiftung für diejenige Sorgfalt ein, welche sie – die Zentrums-GmbH – in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (§ 277 BGB).
§ 4 Berichtsobliegenheit
Nach Ablauf eines Geschäftsjahres berichtet die Zentrums-GmbH der Stiftung in künstlerischer, wissenschaftlicher und musealer Hinsicht über den Verlauf und die Ergebnisse des Geschäftsjahres, die satzungskonforme Mittelverwendung und die mittelfristigen Planungen für das Zentrum.
§ 5 Dauer und Kündigung

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

(2) Diese Vereinbarung kann von jeder Partei ordentlich mit einer Frist von fünf Jahren zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
(3) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. § 314 BGB findet Anwendung. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn eine der Parteien ihre nach dieser Vereinbarung übernommenen Beiträge nicht mehr oder nicht mehr vollständig erbringt oder ihre übernommenen Obliegenheiten in grober Weise verletzt. Die Kündigung hat schriftlich unter Angabe des Grundes zu erfolgen. 
§ 6 Schlussbestimmungen

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden oder sollte sich in dieser Vereinbarung eine Lücke befinden, so lässt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke tritt rückwirkend eine inhaltlich möglichst gleiche Regelung, die dem am nächsten kommt, was die Gesellschafter gewollt haben oder – bei einer Lücke – nach dem Sinn und Zweck dieser Vereinbarung gewollt haben würden, wenn sie diesen Punkt bedacht hätten.
(2) Stiftung und Zentrums-GmbH erhalten je eine Ausfertigung dieser Vereinbarung. 

(3) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung dieser Schriftformbestimmung.
Solingen, den ____________________

_________________________________________________________________________

Bürgerstiftung für verfolgte Künste – Else-Lasker-Schüler-Zentrum – Kunstsammlung Gerhard Schneider
_________________________________________________________________________

Zentrum für verfolgte Künste GmbH
